
melchers law
IV /2017 60

themen

Das neue Transparenz-
register – weitreichende 
Offenlegungspflichten 
für Unternehmen
GESELLSCHAFTSRECHT  

EuGH: Keine rechtserhal-
tende Benutzung von 
Gütezeichen als Individual-
marken
MARKENRECHT

Reform des Werkvertrags-
rechts (Teil III)
WERKVERTRAGSRECHT

01_MelchersLaw60.indd   1 11.10.17   18:33



VERANSTALTUNGEN     5, 9, 11, 12PRIVAT	 12 

PUBLIKATIONEN      3, 5

	 Anfang 2018 wird die Zweite Zahlungsdienstericht- 
	 linie der EU wirksam werden und die Finanzwelt in 
	E uropa erheblich verändern. Die meisten von uns 
werden dabei allein als Verbraucher angesprochen sein, manche aber auch als 
diejenigen, die in ihrer täglichen Praxis die organisatorischen oder rechtlichen 
Maßnahmen zur Umsetzung der Änderungen sicherstellen müssen.

Der europäische Binnenmarkt für unbare Zahlungen wird vollständig harmo- 
nisiert sein. Die Änderungen bringen im Interesse von Verbraucherinnen und  
Verbrauchern mehr Wettbewerb zwischen Zahlungsdienstleistern und machen 
bargeldloses Bezahlen sicherer. Händler dürfen keinen Aufpreis mehr von ihren 
Kunden verlangen, wenn diese Online oder Offline mit gängigen Kreditkarten 
oder per SEPA-Überweisungen und -Lastschriften bezahlen. Hohe Aufschläge bei 
Flugbuchungen sind dann Geschichte.

Über diese Gebührenfreiheit werden wir Sie in dieser Ausgabe genauso infor- 
mieren wie über die neue Gewährleistungsmarke der EU oder das Transparenz- 
register.

Mit herzlichen Grüßen
Ihr Dr. Arndt Riechers
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Dr. Arndt Riechers
a.riechers@melchers-law.com

ist Fachanwalt für Gewerblichen 
Rechtsschutz und Lehrbeauftragter für 
Kartellrecht an der Fachhochschule 
Heidelberg. Er berät u. a. im Marken-, 
Wettbewerbs- und Kartellrecht, dem 
Urheber- und Designrecht sowie zu  
allen Fragen im Zusammenhang mit 
Lizenzverträgen. Daneben zählen Soft-
ware- und Internetrecht zu seinen 
Beratungsschwerpunkten.
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Dr. Dennis Voigt
d.voigt@melchers-law.com

berät schwerpunktmäßig im Handels- 
und Gesellschaftsrecht sowie im Da-
tenschutz- und Wettbewerbsrecht. Zu  
seinen in- und ausländischen Man-
danten zählen insbesondere Werbe-
agenturen.

01 EGMR begrenzt Bespitzelung 
Beschäftigter

	 Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) hat 
die Möglichkeiten des Arbeitge-
bers eingeschränkt, die Nutzung 
der zu rein betrieblichen Zwecken 
zur Verfügung gestellten Kommu-
nikationsmittel durch eigene Mit-
arbeiter auszuwerten.

Hintergrund
	 Ein Arbeitgeber hatte seinen 
Mitarbeitern ein Chat-Account zur 
Verfügung gestellt. Die Nutzung zu 
privaten Zwecken war ausdrück-
lich untersagt. Der Beschwerde-
führer hielt sich nicht an das Ver-
bot und nutzte das Chat-Account 
trotzdem zu privaten Zwecken. 
Der Arbeitgeber hatte die Nutzung 
des Chat-Accounts dauerhaft über- 
wacht, inhaltlich ausgelesen und 
dem Angestellten wegen der un-
zulässigen Privatnutzung des Chat-
Accounts gekündigt. 

Entscheidung
	 Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hat am 

05.09.2017 entschieden, dass die 
Auswertung der elektronischen 
Korrespondenz eines Angestell-
ten über ein ausschließlich zur 
betrieblichen Nutzung durch den 
Arbeitgeber bereitgestelltes Chat-
Account gegen das Recht auf  
Privatleben (Art. 8 Europäische 
Menschenrechtskonvention – 
EMRK) verstößt. Nach Auffassung 
des Gerichts war der Mitarbeiter 
zwar über die Kontrolle des Chat-
Accounts durch den Arbeitgeber 
informiert, nicht aber über deren 
Art und Umfang. Ohne eine ent-
sprechende vorherige Informati-
on der Mitarbeiter könne der Ar-
beitgeber bei ausdrücklich unter-
sagter Nutzung des betrieblichen 
Chat-Accounts die Nutzung nur 
dann kontrollieren, wenn ein kon-
kreter Verdacht einer Rechtsver-
letzung vorliege.
 
Fazit
	 Untersagt ein Arbeitgeber die  
private Nutzung von betrieblichen 
Kommunikationsmitteln, um nicht 

als TK- oder Telemedienanbieter 
eingeordnet zu werden, ist die 
Auswertung der Kommunikation 
über dieses Betriebsmittel nur zu-
lässig, wenn der Arbeitgeber die 
eigenen Mitarbeiter hinreichend 
über die Auswertung der Kom-
munikation aufgeklärt hat. Die 
sich aus dieser Entscheidung er-
gebenden Informationspflichten 
sind keineswegs unangemessen, 
denn der EGMR greift hiermit le-
diglich den ab Mai 2018 ohnehin 
geltenden Informationspflichten 
des Arbeitgebers gegenüber  
seinen Mitarbeitern aus Art. 13 
DS-GVO vor.                                          n

ml ARBEITSRECHT

ml PUBLIKATIOnen

arbeitsgericht vorgelegten Sach-
verhaltskonstellationen erläutert. 
Besonderes Augenmerk liegt da-
bei auf der Unterscheidung nach 
Religionszugehörigkeit im kirch-
lichen Arbeitsrecht. 

	 Der Beitrag schließt mit ei-
nem Ausblick auf die Auswirkun-
gen der Entscheidungen für die 
kirchlichen Arbeitgeber.                 n

	 RA Samuel Gruber und RA Dr. 
Jan Axtmann haben in der Fach-
zeitschrift „ZMV – Die Mitarbeiter-
vertretung“ (ZMV 2017, Heft 3,  
S. 122) gemeinsam einen Aufsatz 
mit dem Thema „EuGH trifft 
Grundsatzentscheidung zum kirch-
lichen Selbstbestimmungsrecht“ 
veröffentlicht. 

	 Nach ausführlicher Darstellung 
der Regelungen zum unionsrecht-
lichen Vorabentscheidungsverfah-
ren werden die dem Europä-
ischen Gerichtshof vom Bundes-
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02 KWK-Ausschreibungsverordnung 
zum 18.08.2017 in Kraft getreten

	 Mit der Novelle des Kraft- 
Wärme-Kopplungsgesetzes (KWKG) 
zum 01.01.2017 wurde der recht-
liche Rahmen für die Umstellung 
der KWK-Förderung auf ein wett-
bewerbliches Ausschreibungssystem 
abgesteckt. Die KWK-Ausschrei-
bungsverordnung (KWK-AusV) füllt 
diesen Rahmen aus und regelt 
das Ausschreibungsverfahren im 
Detail. Danach werden Betreiber 
von KWK-Anlagen im Leistungs-
segment zwischen 1 und 50 Me-
gawatt (MW) sowie Betreiber  
von „innovativen KWK-Systemen“ 
(iKWK-Systeme) seit diesem Jahr 
nur noch dann gefördert, wenn 
sie einen Zuschlag in einer Aus-
schreibung erhalten. Die Aus-
schreibung für iKWK-Systeme hat 
Pilotcharakter, für die Sonder- 
regelungen gelten, die hier nicht 
näher dargelegt werden.

Betroffene KWK-Anlagen
	 Grundsätzlich wird die Höhe 
der Zuschlagszahlung für pro- 
duzierten Strom aller neuen und 
i.S.v. § 5 Abs. 1 Nr. 2 lit. b) KWKG  
modernisierten KWK-Anlagen mit ei-
ner elektrischen Leistung von mehr 
als 1 bis einschließlich 50 MW, 
die – so die Angabe der BNetzA –
nach dem 31.12.2016 den Dauer-
betrieb aufgenommen oder wie-
der aufgenommen haben, durch 
Ausschreibungen ermittelt. Zudem 
muss der in der Anlage erzeugte 
Strom in ein Netz der allgemeinen 
Versorgung oder in ein geschlos-
senes Verteilernetz eingespeist 
und darf nicht selbst verbraucht  
werden. 

Durchführung von KWk- 
Ausschreibungen 
	 Ausgeschrieben wird nur die 
Höhe der Förderung. Die Zu-
schlagshöhe der Angebote wird 
im Gebotspreisverfahren ermittelt, 
d. h. der Zuschlag wird individuell 

auf Basis der tatsächlichen Ge-
bote erteilt. Bieter nennen die 
„Gebotsmenge“, d. h. die installierte 
KWK-Leistung in Kilowatt, für die 
sie Zahlungen erhalten möchten, 
und geben als „Gebotswert“ den 
Wert für die Höhe der Zuschlags-
zahlung in Cent pro Kilowatt-
stunde KWK-Strom (ct/kWh) an. 
Für konventionelle KWK-Anlagen 
sieht die KWK-AusV als Min- 
destgebotsmenge 1 MW und als 
Höchstgebotsmenge 50 MW so-
wie als Höchstgebotswert 7,0 ct/
kWh vor. Als Deckelung der ge-
förderten Energiemengen ist die 
Förderung von insgesamt 30.000 
Vollbenutzungsstunden (Vbh) vor- 
gesehen, wobei jährlich max. 
3.500 Vbh gefördert werden. Je-
der Bieter muss bei der Gebots-
abgabe eine finanzielle Sicherheit 
in Höhe von € 70,00 pro be- 
zuschlagtem kW bei der BNetzA 
hinterlegen. Ferner obliegt dem 
Anlagebetreiber die Abgabe ei-
ner Eigenerklärung zur Ermäch-
tigung des Netzbetreibers, jeder-
zeit durch Fernsteuerung in die 
gesamte Einspeiseleistung einzu-
greifen. „Vermiedene Netzentgel-
te“ dürfen nicht in Anspruch ge-
nommen werden. Diejenigen Bie-
ter, die die günstigsten Gebote 
abgeben, werden bezuschlagt, 
bis das Ausschreibungsvolumen 
ausgeschöpft ist. Im Falle einer 
Stromsteuerbefreiung erfolgt eine 
Verrechnung.

Gebotstermine und 
Ausschreibungsvolumen 
	 Die von der Bundesnetzagen-
tur (BNetzA) durchgeführten Aus-
schreibungen finden pro Jahr 
zum 01.06. und zum 01.12., erst-
mals wohl zum 01.12.2017, statt. 
Für KWK-Anlagen und iKWK- 
Systeme beträgt das Ausschrei-
bungsvolumen für das Jahr 2017 
zusammen 100 MW und für die 

Jahre 2018 bis 2021 pro Jahr  
200 MW installierte KWK-Leistung, 
sofern es sich nicht durch nicht 
bezugschlagte Leistungen voran-
gegangener Auktionen erhöht. 

Übergangsregelung und 
Verzichtserklärung
	 Für Anlagen, die bis zum 
31.12.2018 den Dauerbetrieb auf-
nehmen und für die bis zum 
31.12.2016 eine Genehmigung oder 
behördliche Mitteilung bezüglich 
der Anzeige der Anlagenände-
rung nach BImSchG vorgelegen 
hat oder für die bis zum 31.12.2016 
eine verbindliche Bestellung der 
KWK-Anlagen bzw. der wesent- 
lichen die Effizienz bestimmenden 
Anlagenteile erfolgt ist, können 
gesetzlich bestimmte Zuschlags-
zahlungen geltend gemacht wer-
den. Hierzu muss der Betreiber 
der KWK-Anlage innerhalb von 
zwei Wochen nach der Bekannt-
gabe der ersten Ausschreibung 
auf der Internetseite der BNetzA 
durch schriftliche Erklärung ge-
genüber der BNetzA für diese 
KWK-Anlage auf den Anspruch 
auf Zuschlagszahlung nach § 8a 
Abs. 2 KWKG verzichtet haben. 

Fazit
	 Im Dezember dieses Jahres 
werden erstmals die Fördersätze 
für KWK-Strom auktioniert. Ne-
ben den hier dargelegten Bestim-
mungen enthält die KWK-AusV 
zahlreiche weitere Detailregelun-
gen, so auch zu innovativen KWK-
Systemen, die es zu beachten gilt. 
Betreiber von KWK-Anlagen, die 
von der Übergangsregelung Ge-
brauch machen möchten, müs-
sen fristgebunden eine Verzichts-
erklärung abgeben.                         n

ml ENERGIERECHT

Dr. Ilona Renke
i.renke@melchers-law.com

berät Wirtschaftsunternehmen und die 
öffentliche Hand im Energierecht, im 
Bau- und Planungsrecht, im Umwelt- 
und Technikrecht sowie im Vergabe-
recht. Sie ist Lehrbeauftragte an der 
Universität Heidelberg. 
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setzes, wobei insbesondere auch 
die daraus resultierenden Ge- 
fahren für Arbeitgeber aufgezeigt 
werden.                                                 n
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Termin 1:	 Donnerstag, 26.10.2017, 09.00 – 17.00 Uhr
Termin 2:	M ontag, 11.12.2017, 09.00 – 17.00 Uhr	
Ort: 	T ermin 1: Köln  /  Termin 2: München
Veranstalter:	 FORUM Institut für Management GmbH
Referenten:	 RA Martin Koller-van Delden, LL.M.; 
	T homas Fischer, Referatsleiter BMFSFJ
Info:	 https://www.forum-institut.de/seminar/
	 1710480-das-neue-entgelttransparenzgesetz

ml VERANSTALTUNGEN

Das neue Entgelttransparenzgesetz

	 Rechtsanwalt Martin Koller-
van Delden wird aufgrund der 
großen Nachfrage das Seminar 
„Das neue Entgelttransparenz- 
gesetz“ (veranstaltet durch FORUM 
Institut für Management GmbH) 
ein weiteres Mal am 26.10.2017  
in Köln (gemeinsam mit Herrn  
Thomas Fischer, Referatsleiter 
des für das Gesetz zuständigen 
Bundesministeriums) sowie am 
11.12.2017 in München halten. 
Durch das neue Gesetz, das seit 
dem 06.07.2017 in Kraft ist, kom-
men auf Arbeitgeber erhebliche 

neue Pflichten im Hinblick auf die 
Transparenz der Arbeitnehmer-
entgelte sowie die Gleichbehand-
lung der Geschlechter im Rahmen 
der Entlohnung (Equal Pay) zu. 
Bei Nichtbeachtung des Gesetzes 
bzw. fahrlässiger Umsetzung der 
sich aus dem Gesetz ergebenden 
Pflichten drohen gegebenenfalls 
erhebliche wirtschaftliche Risiken 
für Arbeitgeber. Das Seminar in-
formiert umfassend über das  
Gesetz und seine praktische An-
wendung sowie die Fehlerver-
meidung.

	 Nähere Informationen finden 
Sie  unter  https://www.forum- 
institut.de/seminar/1710480- 
das-neue-entgelttransparenzgesetz; 
Interessierte können sich auch  
direkt an uns wenden 
(m.koller.v.delden@melchers-
law.com), es ist dann ein Rabatt 
von 10 % möglich. 
Wir freuen uns auf Ihre Teil- 
nahme.                                                  n

	 Frau Rechtsanwältin Miriam 
Ewig ist seit dem 01. Juni 2017 in 
unserem Frankfurter Büro tätig. 
Frau Ewig studierte Rechtswis-
senschaft in Saarbrücken, Lyon 
und Münster, wo sie ihren  
Schwerpunkt im gewerblichen 
Rechtsschutz bei Herrn Prof. Dr. 
Hoeren absolvierte.

ml mitteilung

Rechtsanwältin Miriam Ewig verstärkt 
den Frankfurter Standort

	 Nach ihrem Referendariat im 
OLG-Bezirk Frankfurt verstärkt sie 
nun das Frankfurter Team und  
berät nationale und internationale 
Unternehmen in allen Bereichen 
des gewerblichen Rechtsschutzes 
und des Wettbewerbsrechts. Dar-
über hinaus berät sie insbesondere 
zu Fragen des Urheberrechts.     n

	 RA Dr. Jan Axtmann hat  
in dem Fachmagazin „Human  
Resources Manager“ (HRM 2017, 
Heft 3, S. 94) einen Beitrag mit 
dem Titel „Noch ist Zeit zu han-
deln!“ veröffentlicht. Der Beitrag 
befasst sich mit dem neuen Ge-
setz zur Förderung der Trans- 
parenz von Entgeltstrukturen – 

kurz:  Entgelttransparenzgesetz. 
Es werden die neuen gesetzlichen 
Ansprüche der Arbeitnehmer so-
wie die Pflichten der Arbeitgeber 
dargestellt und ihre Vorausset-
zungen erläutert. 

	 Der Beitrag schließt mit einer 
kurzen Bewertung des neuen Ge-
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	 In Umsetzung der Vierten EU-
Geldwäscherichtlinie wurde zum 
01.10.2017 das neue Transpa-
renzregister geschaffen, das zur 
Verhinderung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung die Be-
teiligungsverhältnisse an inlän- 
dischen Gesellschaften offenlegen 
soll. Das Register ist zwar nicht öf-
fentlich, es soll aber bestimmten 
Behörden, den geldwäscherecht-
lich Verpflichteten im Sinne des  
§ 2 Geldwäschegesetz (GWG) so-
wie jedem mit nachweisbarem 
berechtigten Interesse an der Ein-
sichtnahme die Möglichkeit ge-
ben, den wirtschaftlich Berech-
tigten einer inländischen Gesell-
schaft zu ermitteln.

Mitteilungspflichtige
	 Mitteilungspflichtig sind gem. 
§§ 20, 21 GWG Vereinigungen und 
Rechtsgestaltungen. Der Begriff der 
Vereinigung umfasst insbeson-
dere Kapitalgesellschaften wie die 
AG oder die GmbH, eingetragene 
Vereine und rechtsfähige Stiftun-
gen sowie eingetragene Personen-
gesellschaften wie die KG oder 
OHG, aber auch Partnerschafts-
gesellschaften. Der Begriff der 
Rechtsgestaltungen umfasst Trusts 
und trustähnliche Rechtsgestal-
tungen sowie Treuhänder nicht 
rechtsfähiger Stiftungen und ähn-
licher Gestaltungsformen. In- 
nerhalb der Vereinigungen und 
Rechtsgestaltungen obliegt den 
Leitungsorganen die Einhaltung 
der Meldepflichten.

Inhalt des Transparenz-
registers
	 Nach § 19 Abs. 1 GWG müs-
sen Vor- und Nachname, Geburts-
datum, Wohnort sowie Art und 
Umfang des wirtschaftlichen Inte-

handvereinbarungen, die nicht im 
Handelsregister offenbart werden 
müssen. Bei der Beteiligung aus-
ländischer Gesellschaften greift die 
Meldefiktion ebenfalls nicht, da 
sich die Informationen aus einem 
inländischen Register ergeben 
müssen. 

Einholungs- und  
Aktualisierungspflicht
	 Die Pflicht, die erforderlichen 
Informationen einzuholen und dem 
Transparenzregister  mitzuteilen, 
ist ebenso bußgeldbewehrt, wie 
die Pflicht, die Informationen ak-
tuell zu halten. Hierbei handelt  
es sich um Compliance-Pflichten, 
so dass die Leitungsorgane der 
Gesellschaften entsprechende Ko- 
ordinierungsabläufe installieren 
müssen, um die Einhaltung der 
gesetzlichen Meldepflichten zu ge-
währleisten.
 
Fazit
	 Das neue Transparenzregister 
bedeutet für Unternehmen einen 
erhöhten Aufwand und neue  
Offenbarungspflichten. Die An-
knüpfung an den wirtschaftlich 
Berechtigten verpflichtet die Un-
ternehmen dazu, andernfalls nicht 
nach außen sichtbare Gestaltun-
gen wie Sonderstimmrechte, die 
Existenz eines Stimmrechtspools 
oder Treuhandverhältnisses zu 
offenbaren. Die Leitungsorgane 
betroffener Gesellschaften müs-
sen daher sorgfältig prüfen, ob 
die bei öffentlich einsehbaren  
Registern verfügbaren Informa-
tionen ausreichen, um die Melde-
fiktion auszulösen. Aufgrund der 
Aktualisierungspflicht empfiehlt 
es sich, auch jede Änderung der 
Beteiligungsverhältnisse oder in 
der Person des wirtschaftlich Be-
rechtigten auf die Notwendigkeit 
der Meldung an das Transparenz-
register hin zu überprüfen.          n

ml GESELLSCHAFTSRECHT

ist vorwiegend im gesamten Handels- 
und Gesellschaftsrecht tätig. Ein wei- 
terer Schwerpunkt seiner Tätigkeit liegt 
im Wirtschaftsstrafrecht.

Patrick Winter 
p.winter@melchers-law.com resses des wirtschaftlich Berech-

tigten mitgeteilt werden.

Der wirtschaftlich 
Berechtigte
	 Der wirtschaftlich Berechtigte 
ist diejenige natürliche Person, die 
– unmittelbar oder mittelbar – 
mehr als 25 % der Kapitalanteile 
hält oder mehr als 25 % der 
Stimmrechte kontrolliert oder auf 
vergleichbare Weise eine Kontrol-
le über die Gesellschaft ausübt. 
Daher fallen grundsätzlich auch 
diejenigen Gesellschafter ohne 
Kapitalanteil von mehr als 25 % 
unter den Begriff des wirtschaft-
lich Berechtigten, die über ein 
Mehrstimmrecht verfügen oder 
mittels Stimmrechtspool mehr als 
25 % der Stimmrechte ausüben. 
Sofern kein Gesellschafter diese 
Kriterien erfüllt, gilt der gesetz- 
liche Vertreter bzw. der geschäfts-
führende Gesellschafter als wirt-
schaftlich Berechtigter.

Ausnahmen von der  
Meldepflicht
	 Die Mitteilungspflichten gel-
ten als erfüllt, wenn die notwen-
digen Angaben bereits aus einem 
öffentlich einsehbaren, elektro-
nisch abrufbaren Register ersicht-
lich sind. Diese Meldefiktion greift 
beispielsweise ein, wenn sich be-
reits aus einer im elektronischen 
Handelsregister hinterlegten Ge-
sellschafterliste einer GmbH die 
wirtschaftlich Berechtigten und die 
oben genannten Informationen in 
Bezug auf diese ergeben.

	 Die Meldefiktion greift hin- 
gegen nicht ein, wenn sich die 
wirtschaftlich Berechtigten nicht 
allein aus den öffentlichen Regis-
tern ergeben, so z. B. bei Stimm-
bindungsvereinbarungen oder Treu-

03 Das neue Transparenzregister – 
weitreichende Offenlegungspflichten 
für Unternehmen
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ml MARKENRECHT

04 EuGH: Keine rechtserhaltende 
Benutzung von Gütezeichen als Indivi-
dualmarken 

	 Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) hat am 08.06.2017 ent-
schieden, dass die Anbringung  
einer (Individual-)Marke auf Wa-
ren als Gütezeichen keine rechts-
erhaltende markenmäßige Be-
nutzung darstellt (EuGH, Urt. v. 
08.06.2017, Rs. C-689/15 – GÖZZE/
VBB). 

Eintragung von Güte- 
zeichen als Marken
	 Gütezeichen werden in 
Deutschland bisher als klassische 
(Individual-)Marken oder Kollektiv-
marken eingetragen, gleiches gilt 
auf EU-Ebene für Gemeinschafts-
marken. Bei Individualmarken be- 
steht die Hauptfunktion der Mar-
ke darin, dem Verbraucher oder 
Endabnehmer die Ursprungsiden-
tität der durch die Marke gekenn-
zeichneten Ware oder Dienstleis-
tung, also deren Herkunft aus 
einem bestimmten Unternehmen, 
zu garantieren. Bei Kollektivmar-
ken wird die Ursprungsidentität 
erweiternd garantiert durch deren 
Eignung, die Waren oder Dienst-
leistungen der Mitglieder des In-
habers der Kollektivmarke von 
denjenigen anderer Unternehmen 
nach ihrer betrieblichen oder 
geografischen Herkunft, ihrer Art, 
ihrer Qualität oder ihren sonsti-
gen Eigenschaften zu unterschei-
den. Kollektivmarken können nur 
für Verbände eingetragen werden, 
der Anmeldung ist eine Marken-
satzung beizufügen. Beispiel für 
ein Gütezeichen, das als Kollek-
tivmarke eingetragen ist, ist das 
RAL-Zeichen „Gütezeichen Dach-
deckung“. Durch Individualmarke 
geschützte Gütezeichen sind bei-
spielsweise die Zeichen „Bio“ und 
das „GS“-Zeichen für „Geprüfte  
Sicherheit“.

Rechtserhaltende Benut-
zung von Gütezeichen 
	 Grundsätzlich müssen Mar-
ken spätestens 5 Jahre nach ihrer 
Eintragung im Geschäftsverkehr 
genutzt werden, um durchsetz-
bare Ansprüche für den Marken-
inhaber zu begründen. Im Aus-
gangsfall war das OLG Düsseldorf 
der Auffassung, dass ein Gütezei-
chen als (Individual-)Marke rechts-
erhaltend benutzt werden könne, 
da die hierfür erforderliche Be-
nutzung der Marke als Herkunfts-
hinweis gegeben sei, wenn das 
Publikum zwar nicht auf die Her-
kunft aus einem bestimmten Un-
ternehmen schließe, aber jeden-
falls in der Marke einen „Hinweis 
auf eine unter der Kontrolle des 
Markeninhabers stehende Ware 
sieht, die der Unterscheidung der 
so gekennzeichneten Ware von 
der Ware anderer, nicht unter  
dieser Kontrolle stehender Unter-
nehmen dient“ (GRUR 2016, 386 – 
Internationales Baumwollzeichen). 
Das OLG Düsseldorf legte diese 
Frage dem EuGH zur Entschei-
dung vor, der gegenteilig ent-
schied. Nach seinem Urteil ist in 
der Benutzung einer (Individual-)
Marke als Gütezeichen im Regel-
fall keine rechtserhaltende Be-
nutzung der Marke zu sehen. 
Folglich kann es den Inhabern sol-
cher Gütezeichen passieren, was 
im Ausgangsverfahren dem Ver-
ein Bremer Baumwollbörse (VBB) 
passierte. Der Verein stellte sei-
nen Mitgliedern ein Gütezeichen 
zur Verfügung und verklagte  
einen Textilhersteller, der eine Li-
zenzierung des Gütezeichens ab-
lehnte, das Gütezeichen jedoch 
gleichwohl nutzte. In diesem  
Markenverletzungsverfahren erhob 
der Textilhersteller Widerklage auf 
Nichtigerklärung des Gütezeichens 

wegen fehlender rechtserhalten-
der Benutzung. Nach der Ent-
scheidung des EuGH wird der Ver-
ein sein Gütezeichen und den Mar-
kenverletzungsprozess verlieren. 

Fazit
	 Die Folgen der Entscheidung 
des EuGH sind für die Durchset-
zung von Gütezeichen gravie-
rend. Allerdings wird häufig  
eine wettbewerbsrechtliche An-
spruchsgrundlage alternativ zur 
Verfügung stehen und das Be-
gehren des Gütezeicheninhabers 
retten. Der unrechtmäßige Nut-
zer eines Gütezeichens signali-
siert dem Publikum, sein Produkt 
sei nach den Maßstäben der Zer-
tifizierungsstelle – das ist im  
Regelfall der Markeninhaber – 
geprüft worden, was aufgrund 
seiner Weigerung, das Gütezei-
chen zu lizenzieren und sich der 
Qualitätskontrolle des Gütezei-
cheninhabers zu unterwerfen, nicht 
den Tatsachen entspricht. Als An-
wendungsfall irreführender Wer-
bung ist dem unberechtigten 
Nutzer am Ende mithin die Nut-
zung des Gütezeichens zu unter-
sagen, wobei dies zwar nicht auf 
das Recht aus der Marke gestützt 
werden kann, jedoch auf un- 
lauteren Wettbewerb. An dieser  
Stelle kommt nun zusätzlich die 
ab Oktober 2017 neu eingeführte 
Unionsgewährleistungsmarke ins 
Spiel (siehe Beitrag hierzu S. 11). n

Dr. Arndt Riechers
a.riechers@melchers-law.com

ist Fachanwalt für Gewerblichen 
Rechtsschutz und Lehrbeauftragter für 
Kartellrecht an der Fachhochschule 
Heidelberg. Er berät u. a. im Marken-, 
Wettbewerbs- und Kartellrecht, dem 
Urheber- und Designrecht sowie zu  
allen Fragen im Zusammenhang mit 
Lizenzverträgen. Daneben zählen Soft-
ware- und Internetrecht zu seinen Be-
ratungsschwerpunkten.
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	 In Fortsetzung zu den Teilen I 
und II aus den vorherigen Ausga-
ben der melchers law (II/III 2017) 
stehen im vorliegenden letzten 
Teil III dieser Reihe die Änderun-
gen im neuen Werkvertragsrecht 
für Architekten- und Ingenieur-
verträge im Mittelpunkt.

Teil III: Neue Regelungen 
zu Architekten- und 
Ingenieurverträgen
	 Mangels gesetzlicher Rege-
lungen wurden bislang die recht-
lichen Rahmenbedingungen bei 
Architekten- und Ingenieurver-
trägen durch die Rechtsprechung 
festgelegt. Durch das am 
01.01.2018 in Kraft tretende neue 
Bauvertragsrecht werden mit fünf 
neuen Paragraphen (§§ 650p bis 
650t BGB) erstmals eigene Be-
stimmungen zum Architekten- und 
Ingenieurvertrag in das BGB auf-
genommen. 

Vertragstypische  
Pflichten (§ 650p BGB)
	 Die Vertragspflichten der Ar-
chitekten und Ingenieure werden 
erweitert. In etwa deckungsgleich 
mit dem bisherigen Verständnis 
der Rechtsprechung sieht zu-
nächst § 650p Abs. 1 BGB vor, 
dass der Architekt als Vertrags-
pflicht die Leistungen zu erbrin-
gen hat, die nach dem jeweiligen 
Stand der Planung und Ausfüh-
rung des Bauwerks erforderlich 
sind, um die zwischen den Par-
teien vereinbarten Planungs- und 
Überwachungsziele zu erreichen. 
Für den Fall, dass die wesent- 
lichen Planungs- und Überwa-
chungsziele noch nicht festste-
hen, muss der Architekt nun nach 
§ 650p Abs. 2 BGB zunächst  
eine Planungsgrundlage zur Er-
mittlung der Ziele erstellen (sog. 
„Zielfindungsphase“) und diese 
zusammen mit einer Kostenein-

schätzung dem Bauherrn zur Zu-
stimmung vorlegen. Inhalt und 
Detaillierungsgrad der Planungs-
grundlage und der Kostenein-
schätzung bedürfen noch der Klä-
rung durch die Rechtsprechung.

Sonderkündigungsrechte 
(§ 650r BGB)
	 Mit der Planungsgrundlage 
und der Kosteneinschätzung soll 
der Bauherr in der Lage sein zu 
entscheiden, ob er am Archi- 
tektenvertrag festhalten möchte 
oder ob er von seinem Sonder-
kündigungsrecht gemäß § 650r 
BGB Gebrauch machen will. Nach 
§ 650r BGB kann der Bauherr in-
nerhalb von zwei Wochen nach 
Vorlage der Planungsgrundlage 
und der Kosteneinschätzung den 
Vertrag kündigen. Ist der Bauherr 
Verbraucher, ist ferner eine text-
liche Unterrichtung über die Frist 
und die Rechtfolgen der Kündi-
gung erforderlich. Auch der Archi-
tekt kann den Vertrag kündigen, 
wenn der Bauherr trotz angemes-
sener Frist für die Zustimmung 
dieselbe verweigert oder der  
Bauherr keine Erklärung abgibt. 
Als Rechtsfolge bestimmt § 650r 
Abs. 3 BGB, dass nur die bis zur 
Kündigung erbrachten Leistun-
gen zu vergüten sind.

Teilabnahme (§ 650s BGB)
	 Eine sinnvolle und für  
Architekten gute Regelung ent-
hält § 650s BGB. Danach kann  
der Architekt vom Bauherrn eine 
Teilabnahme seiner Leistungen 
verlangen, wenn der Bauherr 
seinerseits gegenüber dem bau-
ausführenden Unternehmen des-
sen letzte Leistung abgenommen 
hat. Die Bestimmung bezweckt 
den Gleichlauf der Verjährungs-
fristen. Bislang konnte der Archi-
tekt erst nach Erledigung sämt- 
licher Leistungen eine Abnahme 

verlangen, was beim Vollarchitek-
turvertrag (inklusive Leistungs-
phase 9 – Objektbetreuung) dazu 
führte, dass Verjährungsfristen  
für Sachmängelansprüche gegen-
über dem Architekten nach den 
gesetzlichen Regelungen erst an-
liefen, nachdem die Verjährungs-
fristen für Sachmängelansprüche 
gegenüber dem Bauunternehmer 
bereits abgelaufen waren.

Gesamtschuldnerische 
Haftung mit dem bauaus-
führenden Unternehmen 
(§ 650t BGB)
	 Im Sinne der Architekten ist 
auch die Korrektur der „überpro-
portionalen Belastung“ der Archi-
tekten im Rahmen der gesamt-
schuldnerischen Haftung durch  
§ 650t BGB. Haftet der Architekt 
aus Überwachungsverschulden und 
der bauausführende Unterneh-
mer aufgrund eines durch die 
mangelnde Überwachung nicht 
erkannten  Ausführungsfehlers, 
kann der Architekt nunmehr vom 
Bauherrn erst in Haftung genom-
men werden, wenn der Bauherr 
zuvor erfolglos vom Unternehmer 
die Nacherfüllung verlangt hat.

Fazit
	 Es bleibt nun abzuwarten, ob 
die mit den Gesetzesänderungen 
bezweckte Besserstellung der Ar-
chitekten und Ingenieure fruch-
tet. Insbesondere hinsichtlich der 
neuen Vorschrift zu der „Zielfin-
dungsphase“ gilt es, die Ausrich-
tung und Auslegung seitens der 
hierzu ergehenden Rechtspre-
chung in den kommenden Jahren 
verstärkt zu beobachten.              n

ml WERKVERTRAGSRECHT 

05 Reform des Werkvertragsrechts 
(Teil III)

berät mittelständische Unternehmen 
und Investoren im Bereich des Bau- 
und Immobilienrechts. Darüber hinaus 
hat er sich auf die Beratung von Man-
danten im Architektenrecht speziali-
siert. Ein weiterer Schwerpunkt seiner 
Tätigkeit liegt im Bereich des gewerb-
lichen Mietrechts.

Nikolas Bauer 
n.bauer@melchers-law.com
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Termin: 	 online – jederzeit 
Veranstalter: 	 FORUM – Institut für Management GmbH
Referenten:	 RA Koller-van Delden, LL.M.
Info:	 https://www.forum-institut.de/			 
	 seminar/1712463-e-learning-german-
	 employment-law

9

ml VERANSTALTUNGEN

E-Learning Seminar 
„German Employment Law“ 
(in Englisch)

	 Sie sind ein englischsprachi-
ges Unternehmen oder Teil eines 
englischsprachigen Konzerns, in 
dem Bedarf an einem besseren 
Verständnis des deutschen Arbeits-
rechts besteht?

	 Rechtsanwalt Martin Koller-
van Delden hat mit FORUM – Insti-
tut für Management GmbH ein 
englischsprachiges  E-Learning  
Video-Seminar „German Employ-

ment Law“ in 4 Modulen veröf-
fentlicht.

	 Das E-Learning Seminar gibt 
in englischer Sprache eine umfas-
sende Einführung in die kom- 
plexen Regeln des deutschen Ar-
beitsrechts. Das Seminar ver- 
mittelt ein gutes Basiswissen zu 
sämtlichen Schlüsselgebieten mit 
Hinweisen auf die aktuelle Recht-
sprechung, wie z. B. das Kündi-

gungsrecht, die Vertragsgestaltung, 
den Mindestlohn etc. 

	 Nähere Informationen finden 
Sie unter https://www.forum- 
institut.de/seminar/1712463- 
e-learning-german-employment-
law; Interessierte können sich 
auch direkt an uns wenden  
(m.koller.v.delden@melchers-
law.com), es ist dann ein Rabatt 
von 10 % möglich.

	 Wir freuen uns auf Ihre Teil- 
nahme.                                                n

Termin:	 Donnerstag, 16.11.2017, 9.45 – 15.50 Uhr
Ort:	H eidelberg, Im Breitspiel 21
Veranstalter:	ME LCHERS Seminare GmbH
Referenten:	M aximilian Lischke, Vorsitzender der Vergabe- 
	 kammer Baden-Württemberg
	 RA Andreas Pauli, MELCHERS 
	 RAin Dr. Ilona Renke, MELCHERS
	 RA Philipp Scharfenberg, MELCHERS
Info:	 www.melchers-law.com/seminare               

ml VERANSTALTUNGEN

Vergaberechtstag 2017 – 
Metropolregion Rhein-Neckar

	 Das neue Vergaberecht ist 
nun rund eineinhalb Jahre in 
Kraft, es wurden bereits einige  
Erfahrungen mit der Reform ge-
macht. Manches hat sich verbes-
sert, anderes verschlechtert. Eines 
ist gleich geblieben: es gibt stän-
dig neue Entwicklungen und die 
Fallstricke für Bieter und Vergabe-
stellen liegen im Detail. 

	 Die Vergaberechtsspezialisten 
von MELCHERS behalten alle Ent-
wicklungen im Blick und bringen 
Sie beim Vergaberechtstag 2017 
auf den neuesten Stand. Beson-
ders freuen wir uns, dass wir mit 
Herrn Maximilian Lischke den 
Vorsitzenden der Vergabekam-
mer Baden-Württemberg als Re-

ferenten für den Vergaberechts-
tag 2017 gewinnen konnten. 

	 Unsere Referenten werden 
Sie über die Themen Auftrags-
wertbestimmung und Wertungs-
kriterien, auf Geld gerichtete An-
sprüche des Bieters, Bieteraus-
schluss und Selbstreinigung nebst 
bundesweitem Wettbewerbsregis-
ter sowie über aktuelle Entschei-
dungen der Vergabekammer Ba-
den-Württemberg informieren. An-
schließend besteht bei einem 
Umtrunk Gelegenheit für einen 
fachlichen Austausch.

	 Wir freuen uns, Sie bei  
unserem Seminar begrüßen zu 
dürfen.                                                   n
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Was ist für ein gutes Verhältnis 
zum Mandanten wichtig?
Ein respektvoller Umgang auf Au-
genhöhe und gegenseitiges Ver-
trauen.

Wie verbringen Sie Ihre Freizeit 
am liebsten?
Mit Sport oder einem guten Buch.

Wohin soll Ihre nächste Reise 
gehen?
Nach Australien.

Was möchten Sie unbedingt 
einmal im Leben tun?
Den kompletten Appalachian Trail 
wandern.                                              n

10

	 Zum 13.01.2018 tritt das Ge-
setz zur Umsetzung der Zweiten 
Zahlungsdiensterichtlinie des Eu-
ropäischen Parlaments und des 
Rates vom 25.11.2015 (Richtlinie 
2015/2366) in Kraft.

Der neue § 270a BGB
	 Der hierzu unter anderem neu 
in das Bürgerliche Gesetzbuch auf-
genommene § 270a BGB erklärt 
Vereinbarungen, durch die der 
Schuldner verpflichtet wird, für 
die Nutzung einer SEPA-Basis-
lastschrift, einer SEPA-Firmenlast-
schrift, einer SEPA-Überweisung 
oder einer Zahlungskarte (unter 
anderem Kreditkarte) ein Entgelt 
zu zahlen, für unwirksam. Gegen-
über Verbrauchern gilt dies bei 
Nutzung von Kreditkarten aller-
dings nur, wenn dem Karten- 
zahlverfahren ein sogenanntes 
„4-Parteien-Kartenzahlverfahren“ 

lungen Gebühren von Verbrau-
chern erhoben werden können.
 
	 Im unternehmerischen Verkehr 
werden sämtliche Kreditkarten 
nicht privilegiert, dort kann die 
Nutzung auch weiterhin gebüh-
renpflichtig ausgestaltet werden. 
Die Gesetzesnovelle betrifft nur 
Verbraucher.

	 In jedem Falle sind die Zahler, 
gleichgültig ob Verbraucher oder 
Unternehmer, über die Gebühren-
pflichtigkeit der Zahlungen mit den 
Kreditkarten von American Express, 
Diners, paypal usw. hinzuweisen, 
Unternehmer auch hinsichtlich vor-
gesehener Gebühren für Zahlun-
gen mit Kreditkarten von Master-
card oder Visa. Die Gebührenfrei-
heit im oben dargestellten Um-
fang gilt sowohl im stationären 
als auch im Online-Geschäft.

Tipp
	 Allgemeine  Geschäftsbedin-
gungen sollten bis Ende des  
Jahres entsprechend angepasst 
werden. Das Gleiche gilt für die 
Änderung der Zahlungsvorgänge 
in Online-Shops und der entspre-
chenden Hinweise.                            n

ml PRAXISTIPP

zugrunde liegt, was bei den gängi-
gen Kreditkarten von Mastercard 
und Visa der Fall ist. Das 4-Par- 
teien-Kartenzahlverfahren ist ein 
Kartenzahlverfahren, bei dem vom 
Zahlungskonto eines Zahlers kar-
tengebundene Zahlungsvorgänge 
auf das Zahlungskonto eines Zah-
lungsempfängers geleistet wer-
den, unter Zwischenschaltung des 
Kartenzahlverfahrens, eines Emit-
tenten (auf der Seite des Zahlers) 
und eines Acquirers (auf der Seite 
des Zahlungsempfängers).

Zahlungen mit American 
Express, Diners oder 
paypal nicht privilegiert
	 Zahlungen mittels der Kredit-
karten von American Express oder 
Diners und auch Zahlungen mit 
paypal werden nicht nach dem 
„4-Parteien-Kartenzahlverfahren“ 
abgewickelt, so dass hier bei Zah-

06 Gebührenfreiheit von SEPA-
Überweisungen und Kreditkarten-
zahlungen (Mastercard, Visa)

Dr. Arndt Riechers
a.riechers@melchers-law.com

ist Fachanwalt für Gewerblichen 
Rechtsschutz und Lehrbeauftragter für 
Kartellrecht an der Fachhochschule 
Heidelberg. Er berät u. a. im Marken-, 
Wettbewerbs- und Kartellrecht, dem 
Urheber- und Designrecht sowie zu  
allen Fragen im Zusammenhang mit 
Lizenzverträgen. Daneben zählen Soft-
ware- und Internetrecht zu seinen Be-
ratungsschwerpunkten.

	H err Patrick Winter ist seit 
01.01.2017 als Rechtsanwalt 
bei MELCHERS tätig.

	 Der Schwerpunkt seiner Tä-
tigkeit liegt auf dem Gebiet des 
Unternehmensrechts. Zudem be-
rät er im Wirtschaftsstrafrecht.

Was ist Ihr Lebensmotto bzw. 
Lieblingszitat?
Wege entstehen dadurch, dass 
wir sie gehen.

Was reizt Sie am Unterneh-
mensrecht und am Wirtschafts-
strafrecht? 
Vor allem die Vielfältigkeit, die 
das Unternehmensrecht und das 

Wirtschaftsstrafrecht mit sich brin-
gen. Nicht nur die juristische 
Sichtweise, sondern auch wirt-
schaftliche und steuerliche Ein-
flüsse bei der Mandatsbearbei-
tung im Blick zu behalten, macht 
für mich den Reiz des Unterneh-
mensrechts und des Wirtschafts-
strafrechts aus.

ml Persönlich

Patrick Winter
MELCHERS Heidelberg
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Termin: 	 Dienstag, 20.02.2018, 16.00 – 18.00 Uhr
Ort: 	 IHK Pfalz, Ludwigshafen, Ludwigsplatz 2-4 
Veranstalter:	 IHK Pfalz
Referenten:	 RA Martin Koller-van Delden, LL.M.
	 RA Dominik Gallini
Info:	 www.pfalz.ihk24.de

ml VERANSTALTUNGEN

Umgang mit leistungsschwachen und 
kranken Arbeitnehmern

	 Rechtsanwalt Martin Koller-
van Delden und Rechtsanwalt 
Dominik Gallini werden am Diens-
tag, 20.02.2018, 16.00 – 18.00 Uhr 
in den Räumlichkeiten der IHK 
Pfalz, Ludwigshafen, ein Prak- 
tikerseminar zum Umgang mit 
leistungsschwachen und kranken 
Mitarbeitern halten. Schwerpunk-

te sind zum einen Wege zur Leis-
tungssteigerung/Prävention von 
krankheitsbedingten  Kündigun-
gen, zum anderen die Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen wegen 
low performance oder Krankheit. 
Die Veranstaltung richtet sich an 
Unternehmer, Geschäftsführer und 
an HR-Verantwortliche.

	 Die Anmeldung kann über die 
IHK Pfalz oder über uns erfolgen. 
Sprechen Sie uns gerne an.          n

ml PRAXISTIPP

	 Die Unionsgewährleistungs-
marke (UGM) war bisher auf EU-
Ebene (von einigen Mitgliedstaa-
ten abgesehen) und in Deutsch-
land unbekannt, ab Oktober 2017 
stellt sie neben (Individual-)Marke 
und Kollektivmarke eine dritte 
Markenform dar. 

Zweck der Unionsgewähr-
leistungsmarke
	 Zweck der UGM ist die  
Kennzeichnung einer bestimmten 
Qualität von Waren oder Dienst-
leistungen unterschiedlicher Her-
kunft, die also von verschiedenen 
Unternehmen hergestellt sind. Die 
UGM ist so konzipiert, dass sie 
nicht vom Inhaber, sondern von 
einer Vielzahl von Unternehmen 
genutzt wird, die wiederum durch 
die Herstellung gleicher Qualität 
verklammert sind. Sie steht unter 
der Kontrolle des Markeninhabers 
oder eines von ihm beauftragten 
Dienstleisters. 

die UGM gelöscht wird, ist er ver-
pflichtet, gegen unberechtigte Nut-
zer sowie gegen Nutzer vorzuge-
hen, die die Benutzungsbedingun-
gen nicht einhalten. Dies bringt 
keine Änderung gegenüber der 
Kollektivmarke, für die in diesem 
Fall ebenfalls ein Löschungsrisiko 
besteht. 

TIPP
	 Wesentlicher Unterschied der 
Unionsgewährleistungsmarke im 
Verhältnis zur herkömmlichen Kol-
lektivmarke ist die Möglichkeit für 
Gütezeicheninhaber, ihre Zeichen 
markenrechtlich schützen zu las-
sen, ohne dabei eine Verbands-
struktur haben zu müssen. Halten 
sich dementsprechend die Unter-
schiede dieser beiden Marken-
formen in Grenzen, so sind doch 
Gütezeicheninhaber, die ihre Zei-
chen bisher als (Individual-)Mar-
ke haben schützen lassen, vor 
dem Hintergrund der Rechtspre-
chung des EuGH zur fehlen- 
den rechtserhaltenden Benutzung 
(siehe Beitrag auf Seite 7) gehal-
ten, ernsthaft darüber nachzu-
denken, ob die Eintragung einer 
Unionsgewährleistungsmarke in 
Betracht zu ziehen ist, um Benut-
zungs- und damit Durchsetzungs-
probleme ihrer Gütezeichen zu 
vermeiden.                                            n

Eintragungs-
voraussetzungen 
	 Im Unterschied zur Kollektiv-
marke, die zwingend die Inhaber-
schaft eines Verbandes voraus-
setzt, kann eine UGM von jedem 
angemeldet werden. 

	 Hier wie dort ist die Einrei-
chung einer Satzung erforderlich, 
in welcher der zur Nutzung der 
Marke befugte Personenkreis, die 
durch die Marke gewährleisteten 
Eigenschaften und das Verfahren 
der Qualitätsprüfung und -über-
wachung geregelt werden. Schließ-
lich sind auch die Nutzungsbedin-
gungen und etwaige Sanktionen in 
Fällen unrichtiger Benutzung, bei-
spielsweise bei Verstößen gegen 
Qualitätsstandards, zu regeln. 

Pflicht des Marken-
inhabers bei unberechtigter 
bzw. satzungswidriger  
Nutzung
	 Will der Inhaber einer UGM 
nicht das Risiko eingehen, dass 

07 Die Unionsgewährleistungs-
marke – interessant für Gütezeichen-
inhaber ohne Verbandsstruktur!

Dr. Arndt Riechers
a.riechers@melchers-law.com

ist Fachanwalt für Gewerblichen 
Rechtsschutz und Lehrbeauftragter für 
Kartellrecht an der Fachhochschule 
Heidelberg. Er berät u. a. im Marken-, 
Wettbewerbs- und Kartellrecht, dem 
Urheber- und Designrecht sowie zu  
allen Fragen im Zusammenhang mit 
Lizenzverträgen. Daneben zählen Soft-
ware- und Internetrecht zu seinen Be-
ratungsschwerpunkten.
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Termin:	 Freitag, 08.12.2017, 13.30 – 16.45 Uhr
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	 RA Samuel Gruber, RA Dominik Gallini, 
	 RAin Lena Wallbrecht
 Info:	 www.melchers-law.com/seminare                 

ml VERANSTALTUNGEN

Arbeitsrecht Aktuell 2017/2018 – 
Update zu Reformen und aktueller 
Rechtsprechung

	 Kaum ein Rechtsgebiet ist so 
schnellen Veränderungen unter-
worfen wie das Arbeitsrecht. Die 
Anwälte der MELCHERS Praxis-
gruppe Arbeitsrecht informieren 

in der Seminarreihe „Arbeitsrecht 
Aktuell“ regelmäßig über die neu-
esten Entwicklungen in Gesetz-
gebung und Rechtsprechung. Das 
kommende Seminar informiert vor 

dem Hintergrund der Änderungen 
des Mutterschutzgesetzes und des 
Bundesteilhabegesetzes  insbe-
sondere zu den Themen: Mutter-
schutz, Elternzeit, Pflegezeit und 
Schwerbehinderung. Daneben be-
kommen Sie ein Update zur 
Rechtsprechung im Arbeitsrecht, 
insbesondere in den anderen Be-
reichen Mindestlohn, Kündigungs-
schutz, Befristungsrecht, Social 
Media im Arbeitsverhältnis etc.  – 
Wir freuen uns auf Sie!                   n
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MELCHERS Kanzleiausflug – 
Teambuilding mit viel Spaß

	 Teamarbeit, partnerschaftliche 
Zusammenarbeit und gegensei-
tige Unterstützung sind wichtige 
Bestandteile der Kanzleikultur von 
MELCHERS. Diese Qualitäten wa-
ren auch beim Kanzleiausflug 
2017 gefragt. Im eventure park im 
Odenwald trafen sich Ende Sep-
tember die Kolleginnen und Kol-

legen aller drei MELCHERS Stand-
orte. In Kleingruppen musste ein 
anspruchsvoller Parcours bewäl-
tigt werden. Schnelligkeit, Ge-
schicklichkeit, logisches Denken, 
eine gewissen Portion Mut, aber  
vor allem Teamgeist und Gemein-
schaftssinn waren nötig, um die 
einzelnen Etappen zu bewältigen. 

	 Die zu laufenden Strecken 
und die Stationen mussten zu-
nächst per Geotracking gefunden 
werden. An der Station war dann 
entweder ein Rätsel zu lösen oder 
ein Hindernis zu bewältigen: so 
wurde, an der Seilrolle gesichert, 
eine Schlucht überquert und es 
galt über einen imaginären Sumpf 
einen Balkenweg zu bauen und 
diesen dann auch zu nutzen. Ein 
überdimensionales Spinnennetz 
versperrte den weiteren Weg und 
die Teilnehmer mussten hindurch 
klettern, ohne die Spinne durch 
Berührung der Fäden zu wecken. 
Der Weg durch ein unsichtbares 
Labyrinth war nur mit vereinter 
Gedächtnisleistung zu finden und 
im Niederseilgarten bedurfte es viel 
gegenseitiger Hilfe und etlicher 
Versuche, bis alle Teammitglieder 
sicher am Ende der Strecke ange-
kommen waren. Nach viel Geläch-
ter, manchem Aufschrei und eini-
gen Flüchen haben es alle Teams 
sicher wieder ins „Basiscamp“ ge-
schafft, wo der Tag dann bei einem 
leckeren Grillbuffet ausklang.      n
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